
Sehr geehrter Bürgermeister Schmalenbach, 

geschätzte Kolleginnen und Kollegen des Gemeinderats, 

liebe Bürgerinnen und Bürger, 

wir beraten heute keinen gewöhnlichen Haushalt. 

Der Haushalt 2026 macht deutlich, wie eng unser finanzieller Spielraum geworden ist. 

Wir sprechen über ein Defizit von rund 3,8 Millionen Euro. 

Erträgen von etwa 18,0 Millionen Euro stehen Aufwendungen von über 21.8 Millionen Euro 

gegenüber. Bereits im laufenden Geschäft entsteht ein strukturelles Minus. 

Die Ausgleichsrücklage ist 2026 aufgebraucht. Die allgemeine Rücklage sinkt weiter. Wenn 

sich diese Entwicklung fortsetzt, droht uns ab spätestens 2030 die bilanzielle 

Überschuldung. Ein Nothaushalt ist ohne eine wesentliche Veränderung schon im nächsten 

Jahr kein theoretisches Szenario mehr. 

Und eines muss klar gesagt werden: 

Das ist nicht das Ergebnis kurzfristiger Fehlentscheidungen. 

Es ist die Folge einer strukturellen Unterfinanzierung der Kommunen bei ständig wachsenden 

Pflichtaufgaben. 

 

Kreisumlage – die strukturelle Belastung 

Ein zentraler Kostentreiber ist die Kreisumlage. 

2026 zahlen wir 8,62 Millionen Euro an den Märkischen Kreis – deutlich mehr als noch vor 

wenigen Jahren. Als besonders kritisch ist der erneute Anstieg der differenzierten 

Kreisumlage anzusehen.  

Schon im nächsten Jahr müssen wir mit einer weiteren Steigerung der Kreisumlage um rund 

0,4 Millionen Euro rechnen.  

Diese Entwicklung entzieht uns Mittel, die wir für eigene Aufgaben dringend brauchen. Wir 

erwarten Transparenz über die Ursachen – insbesondere in der Jugendhilfe – und eine 

ernsthafte Diskussion darüber, wie die Umlagen wieder auf ein tragfähiges Maß 

zurückgeführt werden können. 

Wenn das nicht gelingt, dürfen strukturelle Alternativen kein Tabu sein. Kommunale 

Verantwortung heißt auch, neue Modelle zu prüfen, wenn bestehende Strukturen dauerhaft 

überfordern. 

 

Haushaltslage und Investitionen 



Unsere Steuereinnahmen stagnieren bei rund 11,7 Millionen Euro. 

Demgegenüber stehen steigende Belastungen für Umlagen, Personal, Sachaufwand, 

Abschreibungen und Zinsen. 

Gleichzeitig stemmen wir in den kommenden Jahren eine Investition von historischer 

Dimension: 

Dem Neubau des Feuerwehrgerätehauses in Herscheid mit einem Volumen von aktuell rund 

9,25 Millionen Euro. Hier gilt es die Kosten sehr genau im Auge zu behalten und eine weitere 

Verzögerung zu verhindern. 

Trotz der hohen Kosten, ist das ist kein Prestigeprojekt. 

Es ist eine Investition in Sicherheit, Einsatzfähigkeit und den Schutz unserer Bürgerinnen und 

Bürger. Unsere Feuerwehr leistet Außergewöhnliches – sie braucht zeitgemäße 

Rahmenbedingungen. 

Aber wir wissen auch: Diese Investition wird unseren Haushalt langfristig prägen. 

Trotz der angespannten Lage investieren wir 2026 in weitere Projekte: 

• die neue Kita in Hüinghausen, 

• abschließende Maßnahmen am Bildungszentrum, 

• Hochwasserschutz, 

• Sport- und Spielflächen. 

Die Verschuldung steigt weiter. Liquiditätskredite zum 31.12.2025 von rund 8,8 Millionen 

Euro zeigen, wie eng die Lage ist. 

Auch unter schwierigen Bedingungen erhöhen wir in diesem Jahr keine Steuern. 

Denn für uns steht fest: Zusätzliche Belastungen für die Bürgerinnen und Bürger sind der 

falsche Weg. 

Ungeachtet dessen wird in den kommenden Jahren voraussichtlich kein Weg daran 

vorbeiführen, sofern sich die äußeren Rahmenbedingungen nicht wesentlich verbessern.

 

Sondervermögen – Chance mit Grenzen 

Mit dem Sondervermögen des Bundes stehen unserer Kommune 3,8 Millionen Euro über 

zwölf Jahre zur Verfügung. Das ist eine wichtige Unterstützung. 

Aber dieses Sondervermögen ersetzt keine strukturelle Reform der Kommunalfinanzen. Es ist 

befristet, zweckgebunden und mit klaren Vorgaben versehen. Ein großer Teil ist verbindlich 

für Bildung und Betreuung vorgesehen – inhaltlich richtig, aber mit begrenztem Spielraum 

für eigene Schwerpunktsetzungen. 

Gerade im Bereich Infrastruktur zeigt sich das Problem: Förderfähig sind oft nur bestimmte 

Investitionen, nicht jedoch klassische Erhaltungsmaßnahmen. Doch wer Substanz nicht 

kontinuierlich erhält, zahlt später deutlich mehr. 



Deshalb brauchen wir einen strategischen Einsatz dieser Mittel. Zwölf Jahre Förderzeitraum 

bedeuten auch zwölf Jahre Verantwortung. Es wäre kurzsichtig, heute alles zu verplanen, was 

morgen vielleicht dringender gebraucht wird. 

Nachhaltige Politik heißt: vorausschauend handeln – nicht nur abrufen, was möglich ist. 

 

   

 

Klimafolgenanpassung – Vorsorge statt Reparatur 

Parallel dazu erleben wir die Folgen des Klimawandels ganz konkret: 

Starkregen, längere Trockenphasen, steigende Waldbrandgefahr. 

Einzelmaßnahmen gibt es bereits. Was fehlt, ist ein klarer strategischer Rahmen. Deshalb 

sprechen wir uns für ein kommunales Konzept zur Klimafolgenanpassung aus. 

Ein solches Konzept soll Risiken analysieren, Prioritäten festlegen und konkrete, finanzierbare 

Maßnahmen definieren. Prävention ist günstiger als spätere Schadensbeseitigung – finanziell 

wie gesellschaftlich. 

Klimafolgenanpassung ist keine Ideologie. Sie ist Daseinsvorsorge. 

 

SPD Herscheid – klare Prioritäten 

Für uns als SPD Herscheid ist dieser Haushalt ein politischer Prüfstein. 

Wir sagen deutlich: 

Kommunale Selbstverwaltung darf nicht weiter ausgehöhlt werden. 

Wer Aufgaben überträgt, muss sie auch finanzieren. 

Wir stehen für: 

• gute Bildung und verlässliche Kinderbetreuung, 

• eine starke und gut ausgestattete Feuerwehr, 

• soziale Infrastruktur und gesellschaftlichen Zusammenhalt, 

• Unterstützung des Ehrenamts, 

• verantwortungsvollen Klimaschutz. 

Sozialdemokratische Politik bedeutet für uns: 

Prioritäten setzen, wenn Mittel knapp sind. 

In Menschen investieren – nicht in Prestige. 

Probleme klar benennen – und Lösungen einfordern. 

Herscheid braucht keine Politik des Stillstands. 

Herscheid braucht Gestaltungswillen – auch unter schwierigen Bedingungen. 



 

Ausblick und Entscheidung 

Ein Haushaltsausgleich ist frühestens ab 2032 realistisch. Die Risiken eines Nothaushaltes 

sind dagegen erheblich. 

Das verlangt Disziplin, klare Prioritäten und konsequente Steuerung. 

Es verlangt Ehrlichkeit – gegenüber uns selbst und gegenüber den Bürgerinnen und Bürgern. 

Im Bereich der Grundsteuer B sowie der Gewerbesteuer sind in den kommenden Jahren 

leider Steuererhöhungen zu erwarten. 

Trotz aller Kritik stimmen wir diesem Haushalt zu. 

Nicht, weil er bequem ist. 

Sondern, weil Verantwortung heißt, handlungsfähig zu bleiben. 

Stillstand wäre keine Alternative. 

Mein Dank gilt der Verwaltung, den Mitarbeitern des Bauhofes, der Feuerwehr und allen 

Ehrenamtlichen. Sie tragen diese Gemeinde – gerade in schwierigen Zeiten. 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

dieser Haushalt fordert uns heraus. 

Aber Verantwortung zeigt sich nicht in einfachen Zeiten. 

Lassen Sie uns gemeinsam dafür sorgen, 

dass Herscheid auch in Zukunft lebenswert, solidarisch und handlungsfähig bleibt. 

Vielen Dank. 

 

Herscheid, 02.03.2026 

Dennis Fuchs 

SPD-Fraktionsvorsitzender 
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– Es gilt das gesprochene Wort – 

 


